
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat nimmt den Vergleich über die Voraussetzungen und Auswirkungen der unabhängig 
voneinander umzusetzenden Maßnahmen zur Kenntnis und beschließt im Wege der 
Einzelpunktabstimmung eine der nachfolgenden Varianten:  
 
a)           Kostenloses Schülerticket, 
b)           Ticketfreier City-Tag, 
c)            365-Euro-Ticket (Wiener Modell), 
d)           10-Minuten-Grundtakt oder 
e)            Fahrscheinloser Nahverkehr für Azubis 
f)    Sozialticket 
 
Beschlossen ist die Variante, welche die meisten Stimmen erhalten hat. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadt Halle (Saale) führt ein kostenloses Schülerticket schrittweise durch eine 
Preisabsenkung bis zur Kostenfreiheit ab dem Schuljahr 2020/2021 über einen 
Zeitraum von 3 Jahren ein. 

2. Die Stadt Halle (Saale) führt einen 10-Minuten-Grundtakt ab dem 01.08.2024 ein. Vor 
diesem Hintergrund ist ein Konzept zur Realisierung eines 10-Minuten-Grundtaktes im 
Bereich Straßenbahn (infrastrukturell und fahrzeugseitig) zu entwickeln und die 
Maßnahmen zur Umsetzung aufzuzeigen. 

3. Die Stadt Halle (Saale) führt ab dem 01.08.2024 ein Sozialticket ein. Dafür 
entwickelt die HAVAG ein Konzept, dass die technischen, sächlichen und 
personellen Voraussetzungen (Aufbau der Systemarchitektur, Anpassungen der 
Schnittstellen, Einführung des elektronischen Ticketings, Personalbedarf, 
Betriebskosten usw.) aufzeigt. 

34. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bis zur Sitzung des Stadtrates im Januar 
2021 einen Plan zur Einführung eines 365-Euro-Tickets vorzulegen. 

4. Ab dem Jahr 2025 ist eine durchschnittliche Fahrzeugauslastung von maximal 60 % 
zugrunde zu legen. Dies ist in der Fortschreibung des Nahverkehrsplans der Stadt 
Halle (Saale) so festzulegen. 

5. Zur Gegenfinanzierung der Attraktivierungsmaßnahmen im ÖPNV können u.a. 
folgende Ansätze geprüft werden: 

a. Einführung einer Abgabe für Übernachtungsgäste 
b. Einführung einer City-Maut 
c. Rechtliche Prüfung und Einführung einer Mobilitätsabgabe für Arbeitgeber ab 10 

Mitarbeitern 
d. Anhebung der Gebühren für öffentliches Parken. Hierzu sind intensiver Gespräche 

mit dem Land Sachsen-Anhalt zu führen und die Forderung der Stadt Halle (Saale) 
zu vertreten, dass Kommunen in diesem Bereich Flexibilität benötigen. 

e. Gemäßigte Anhebung der Preise als Einzelfahrscheine sowie Wochenkarten. 


